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Kinobesucher unseres Landes entrichten, ergibt brutto rund 2 Millionen
Franken jahrlich, die in einen Filmfonds zu legen und von der Schweizeri-
schen Filmkammer zu verwalten wiren, in welcher ja alle wirtschaftlich oder
kulturell am Film interessierten Kreise vertreten sind. Die Verwendung dieser
Mittel wiirde auf Grund der gesetzlichen Bestimmungen erfolgen, im Sinne
der filmpolitischen Richtlinien der Bundesgesetzgebung.

Alle diese Verhiltnisse und Uberlegungen diirften Thnen nicht nur die Not-
wendigkeit einer gesetzlichen Ordnung des Filmwesens dargetan haben, son-
dern auch, und besonders in Anbetracht der heutigen unsicheren, ja ge-
spannten Weltlage, auch ihre ganz besondere Dringlichkeit. Darum rechnen
die Unterzeichner des Postulates zuversichtlich auf dessen Annahme durch
den Bundesrat.

ALFRED JOACHIM FISCHER
Diinemarks Sozialdemokratie regiert weiter

Bei den letzten Unterhauswahlen hat die danische Sozialdemokratie ihre
Position gehalten. StimmenméfBig fiel sie um 2,5 Prozent: ein bemerkens-
wertes Resultat, wenn man bedenkt, dal} die sozialistische Minderheiten-
regierung Hedtoft fast drei Jahre lang unter schwierigsten wirtschaftlichen
Voraussetzungen das Staatssteuer fiithrte. Der Mandatgewinn betrdgt zwei
Sitze (59 von insgesamt 150, bisher 57). Zustande gekommen war er auf
Grund einer neuen Wahlordnung, die die frither iibliche Begiinstigung diinn-
besiedelter Gebiete authob. Hauptleidtragende dieser Regelung sind die libe-
ralen Agrarier.

Dénemarks Sozialdemokratie, deren im Kriege verstorbener Parteichef
Stauning eine der populirsten politischen Figuren des Landes war, hat seit
Jahren eine starke Anhingerschaft und konnte bei den Wahlen von 1943
sogar 66 Sitze erobern. Da man sich die Dénen allgemein als ein reines
Bauernvolk vorstellt, erregt das vielfach Erstaunen. Tatsachlich aber hat der
Zug in die Stddte auch hier ein verindertes soziologisches Bild geschatfen.
Vor einem halben Jahrhundert lebten dort nur 25 Prozent der Beviélkerung.
Heute sind es rund 50 Prozent. Kopenhagen, die einzige wirkliche GroB-
stadt, hat eine Million Einwohner von insgesamt vier Millionen.

Nur 28 Prozent aller arbeitsfahigen Danen leben von der Landwirtschaft,
32 Prozent aber von der Industrie. Selbst unter diesen 28 Prozent befinden
sich mehr Klein- als GroBbauern und Taglohner, auf die eine Linkspartei
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Anzichungskraft ausiibt. Einzelne Spezialindustrien, darunter Schiffsweriten,
Zement- und Porzellanfabriken sowie die grolen Bierbrauercien und natiir-
lich die Produktion landwirtschaftlicher Fertigwaren, sind weltkonkurrenz-
fahig. Der aus okonomischen und soziologischen Griinden sozialistische
Wibhler ist also durchaus vorhanden. Dariiber hinaus aber wirbt der dénische
Sozialismus um andere Schichten, wie Kleinbauern, kleine Geschiftsleute,
Handwerker, Beamte und Intelligenz. Immer offener wendet er sich auch an
bewul3t christlich eingestellte Kreise. Wenngleich die Arbeiterschaft nach wie
vor den Kern bildet, bemiiht man sich doch um alle Danen, die an sozialer
Sicherheit interessiert sein miissen.

1945, gleich nach dem Krieg, hatte die Sozialdemokratische Partei ein
radikaleres Programm aufgestellt. Der Kommunist Axel Larsen erklirte da-
mals zynisch, es sei von den Kommunisten ausgeliehen. Erfolgreich waren
diese Tendenzen nicht. Kleinbiirgerliche Wahler firchteten sich vor Soziali-
sierungen und riickten nach rechts ab, Linksradikale aber gaben ihre Stimmen
den Kommunisten, die auch durch ihre fithrende Beteiligung am Befreiungs-
kampf prestigemal3ig stark gewonnen hatten. Aus drei Abgeordneten im Jahre
1939 — 1943 war die Partei illegal — wurden 1945 nicht weniger als 18.

Hans Hedtoft, der Parteivorsitzende, und seine Freunde hatten die Sozia-
lisierungsideen von jeher als taktisch falsch betrachtet. Threm Einflull gliickte
es, sie auf das tote Geleise zu schieben. In parteioffiziosen Interviews wurde
mir erkldrt, da Sozialisierungen in Dinemark kein Selbstzweck seien, son-
dern nur dann erfolgen wiirden, wenn sich das zur groBleren Effektivitit be-
stimmter Industrien als notwendig erweisen sollte. Radikaler Druck von innen
existiert nicht. Dianemarks Sozialdemokratie kennt keine Linksopposition
etwa im Sinne der englischen Labourrebellen. Auch kann die Parteifiihrung
stets mit gutem Gewissen darauf hinweisen, dall eine Minderheitenregierung
nirgends die Moglichkeit besitzt, revolutionire MaBnahmen durchzufiihren,
eben schon deswegen, weil es ihr an der notwendigen parlamentarischen
Majoritit fehlt.

Im Sozialisierungspunkt steht also Lebour in England weit links von der
diinischen Schwesterpartei. Dennoch widerspriche es den Tatsachen, der
letzteren jeden revolutionaren Schwung abzusprechen. Ihr Festhalten an einer
schon traditionellen Politik der Vollbeschiiftigung, ihr Nivellierungsschema,
das von vielen als Sozialisierung auf anderer Basis betrachtet wird, und nicht
zuletzt ein Bestehen auf notwendigen Wirtschaftskontrollen heweisen, daf}
die Partei die Interessen des Arbeiters und Minderbemittelten wahrnimmt
und eifrig hiitet. Hier liegen auch die Grenzen der KompromiBwirtschaft.

In Dénemark ist die Durchfithrung einer Arbeiterpolitik nicht so einfach
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wie in Schweden und Norwegen, wo die regierende Arbeiterpartei iiber eine
klare Mehrheit verfiigt (in Norwegen ist es sogar eine wesentliche).

Mit den zwei Faroer-Insel-Vertretern verfiigen die buirgerlichen Gruppen
im Unterhaus tber eine Majoritdt von neun Stimmen. So gehorte im Falle
Hans Hedtoft schon viel Diplomatie dazu, eine sozialdemokratische Regie-
rung zu fithren, um so mehr, als er ja keinerlei Unterstiitzung der Linke
erhilt und die anfangs 18, spiter 9 und heute 7 Kommunisten seine erbittert-
sten Gegner sind.

Wer die gegenwirtige dénische Sozialdemokratic analysieren will, muf3
eine Zeit bei Hedtoft, diesem einstigen Botenjungen, der schon als Vor-
sitzender der Buchdruckerlehrlingsgewerkschaft hervortrat und sich spiter
als Journalist einen Namen machte, verweilen. Er hilt den Kompromif3 und
weitestgehende Riicksicht auf die Minderheit, die sich nicht majorisiert fiihlen
soll, fiir hochste staatsmannische Kunst. Politisch und zahlenmaflig bildet
das danische Parlament ein Gleichgewicht der sozialen Krifte. So bedeutet
KompromiBlpolitik nicht Kuhhandel, sondern Respektieren des Willens der
Volksgemeinschaft.

Im Kriege erklarte Hedtoft, die ganze Welt miisse zwei oder drei Schritte
nach links riicken. Sicherlich ist dieser brillante Taktiker und Redner auch
heute kein Mann der Rechten. Die danischen Kommunisten versuchen, ihn
als Verriter marxistischer Ideen darzustellen. In Hedtoft sehen sie ihren
vielleicht unerbittlichsten Gegner. Schon wihrend der Nachkriegsverschmel-
zungsverhandlungen zwischen beiden Arbeiterparteien, die kurze Zeit aus-
sichtsreich schienen, miBitraute er dem kommunistischen Schlagwort «aktive
Demokratie» und sah darin nur eine Umschreibung des alten Kampfrufes
«Diktatur des Proletariats».

In Norwegen und Schweden waren die sozialdemokratischen Minister-
prasidenten lange Zeit vorsichtig. Hedtoft dagegen bezeichnete die Kommu-
nisten schon vor dem Prager Staatsstreich als potentielle Quislinge. Von ihm
stammt das bezeichnende Wort: «Unsern Nationalsozialisten habe ich einst
gesagt ,Ich ziehe die Demokratie ohne euren Sozialismus dem Sozialismus
ohne Demokratie vor’. Eben dieser Satz ist nunmehr kennzeichnend fiir un-
sere Haltung zum Kommunismus. Als rein destruktive Kraft gefdhrdet er den
miihsam erkdmpften sozialen Fortschritt.»

Zwischen den beiden Arbeiterparteien gibt es keine Briicken mehr. Die
Kommunisten haben trotz ihrem gut redigierten Zentralorgan «Land og Folk»
seit 1947 50 000 Stimmen verloren. Dieser Verlust kommt aber nur teilweise
der Sozialdemokratie zugute. Es steht auller Zweifel, dall dénische Arbeiter
auch biirgerlichen Gruppen und vor allem der Georgischen Einsteuerpartei
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ihre Stimmen gegeben haben. Hier liegt ein seltsames Phénomen vor. Das
dédnische Steuersystem ist progressiv. Bei den frither niedrigen Lohnen be-
fanden sich die Arbeiter in der untersten Stufe. Nicht zuletzt durch sozia-
listische Initiative stieg ihr Einkommen. Dadurch kamen sie automatisch in
hohere Steuerklassen. Ein nicht grofier, aber doch aus symptomatischen
Griinden nennenswerter Teil fiel der Antisteuerpropaganda zum Opfer. Dal}
sich solche politisch ungeschulten Elemente gerade eine Partei wihlten, deren
Kopenhagener neugewéhlter Bezirksabgeordneter als erstes feststellte: «Die
Schulen sind viel zu gut», widerspricht natiirlich hundertprozentig den
Grundsatzen der durchaus klassenbewuliten Majoritit.

In Dénemark setzt sich immer wieder eine sozialistische Minderheit
gegeniiber der biirgerlichen Mehrheit durch. Es fehlt den andern die gemein-
same Basis. Kompromisse unter ihnen sind schwerer moglich als von Fall
zu Iall mit den Sozialdemokraten.

Interessanterweise erhéhten die Radikalen, die einst mit Stauning in einer
Regierung zusammenarbeiteten, ihre Abgeordnetenzahl von zehn auf zwolf —
interessanterweise deswegen, weil sie nach wie vor pazifistisch, gegen den
Atlantikpakt und gegen alle militarischen Verpflichtungen sind, die iiber den
UNO-Rahmen hinausgehen. Jorg Jorgensen, der Parteichef, ein Lehrer und
Landwirt, halt starr an der traditionellen Linie fest. Schon 1905 hatten
sich die Radikalen, eine Partei aus Intelligenz und Kleinbauern, von den
liberalen Agrariern getrennt, weil sie in der Verteidigungsfrage keine ge-
meinsame Grundlage finden konnten. 1924 bis 1926 wollte ein radikaler
Ministerprisident den Abbau der Verteidigung iiberhaupt. So fiihlt sich
Jorgen Jorgensen eher zu den Sozialdemokraten hingezogen als zu den Kon-
servativen. In letzteren sieht er die militaristische Partei aus iiberzeugiem
Herzen und langer Vergangenheit, in ersteren die pazifistischen Mitkdmpfer
von gestern, deren Militarismus nur eine politische Notwendigkeit sein kann,
selbst wenn ihr Abgeordneter Frode Jacobsen, der einstige Widerstands-
fiuhrer, die neue Heimwehr an fithrender Stelle mitleitet.

Radikale und Sozialdemokraten finden sich immer wieder in der Sozial-
politik. Jorgen Jorgensens Gruppe, das standige Zinglein an der Waage, ist
zwar prinzipiell fiir freie Privatinitiative, gesteht aber dem Staat eine ganze
Menge Kontroll- und Interventionsmoglichkeiten zu. Hier trennt sie bereits
eine Kluft von den liberalen Agrariern. Konservativer als die Konservativen,
wie ihre Gegner behaupten, wiegen sich die Agrarier in Laisser-faire-Illusio-
nen. Ja, die wirklichen Konservativen bejahen zeitweise notwendige Schutz-
zille weit eher.

Zwischen Konservativen und Agrariern ist auch der unmittelbare poli-
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tische Konkurrenzkampf ein sehr heftiger. Nach dem Kriege setzte ein kon-
servativer Abstieg ein. In der Siidschleswigfrage waren scharfe innere Aus-
einandersetzungen erfolgt, und der Austritt des inzwischen verstorbenen ehe-
maligen AuBenministers Christmas Moller fithrte zu Krisen. Inzwischen
haben sich die Konservativen, die auch in ihrer Fihrung der Jugend grol3e
Konzessionen machten, vollkommen erholt (27 Sitze statt vorher 17, Agrarier
32 statt 49). Knud Kristensen, Hedtofts Vorginger als Ministerprasident
(Agrarierminderheitenregicrung), zog sich, enttduscht iiber den Milerfolg
seiner Stdschleswig-AnschluBipolitik, ins Privatleben zuriick. Radikale und
Sozialdemokraten sind gegen jedes Anschluflabenteuer. Erstere treten auch
fiir hundertprozentige Wiederherstellung der deutschen Minderheit im déni-
schen Nordschleswig ein. Seither mangelt es der Partei an einer gleich starken
und popularen Personlichkeit. Torkil Christensen, der neue Mann im Vorder-
grund, hat ein sehr hohes Niveau, aber nicht die gleiche Gabe, Massen an-
zuzichen.

Die Georgische Einsteuerpartei verdoppelte ihre Mandate (12 siatt 6).
Von Kounservativen und Agrariern unterscheidet sie sich durch die Ableh-
nung der Militdrdienstpflicht und den noch weitergehenden Wunsch: Grenz-
schutz statt Armee. Ihr Liberalismus hat vollig tiberholte Manchesterformen.
Schlieflich wird mit dem Einsteuersystem, das eine Art Religion ist, eifrig
agitiert (Besteuerung des Bodens). Alle andern Parteien erblicken darin ein
praktisch undurchfithrbares Ziel von rein demagogischem Wert. Genau so
wenig sind sie mit dem Sozialprogramm der Georgianer einverstanden, die die
staatliche Firsorge auf Alte, Blinde und Krippel beschrinkt sehen méchten.
Die librigen — Konservative eingeschlossen — vertreten gerade in der Sozial-
politik fortschrittliche Ideen.

Aus dieser knappen Analyse ergibt sich, dall Kompromisse selbst zwi-
schen Konservativen und Sozialdemokraten leichter herzustellen sind als eine
gemeinsame biirgerliche Plattform. Daher fand Hedtoft, dem ein Ruckzug
in die Opposition wenig liegt, auch immer wieder Méglichkeiten zum Weiter-
regieren. Zweifellos stirkte ihn die Macht der Gewerkschaften (1.1.1939:
470 0600 Mitglieder, jetzt 625 000). Genau wie in Finnland kann sich eine
dénische Regierung ohne deren Unterstiitzung nur schwer durchsetzen. Noch
ist ein fast halbjdhriger Druckerstreik, der die Kopenhagener Presse mit
zwei Ausnahmen ebenso lange zur Einstellung zwang, in allgemeiner kr-
innerung.

Hedtofts Schwierigkeiten wuchsen mit der Liberalisierung des interna-
tionalen Handels und der Kronenentwertung. Die biirgerlichen Parteien
wiinschten langere Freilisten. Von Regierungsseite aber entschied man sich
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fast nur fir Rohprodukte und Halbfertigwaren. Diese Schutzmafinahmen der
eigenen Industrie erfolgten an erster Stelle, um Vollbeschaftigung aufrecht-
zuerhalten. Amerikanischen Gewerkschaftern wurde der warnend erhobene
Zeigefinger ibelgenommen. Fiir die dédnischen Sozialdemokraten ist wirt-
schaftliche Freiziigigkeit kein ldeal, sobald steigende Arbeitslosigkeit (Ar-
beitslosenzahl im vergangenen Winter: 127 000 bis 150 000) als Begleit-
erscheinung auftritt. Der bisherige Handelsminister Jens Otto Krag ist zum
Wirtschaftsberater des dénischen Botschafters in Washington ernannt wor-
den. Sicherlich wird auch er versuchen, den amerikanischen Gewerkschaften
die Haltung seiner Regierung begreiflich zu machen.

Durch die Abwertung verlor Didnemark in einem Jahr 600 bis 700 Mil-
lionen Kronen. Eier-, Speck- und Butterpreise waren auf Grund langfristiger
Vertrdge mit GroBbritannien gebunden. Gleichzeitig stiegen aber die Kosten
tiir Wolle, Baumwolle, Metalle, Kohlen, Ol, Olkuchen und andere Futtermittel,
Déanemarks wichtigste Importwaren.

Da Sterlinge in Dollars nicht konvertierbar sind, war ein kritischer
Schwund des harten Devisenbestandes unvermeidbar — bei gleichzeitiger
Kiirzung der Marshallhilfe. Auch 6stliche Wirtschaftsventile schlossen sich
teilweise. Erstens mullten diese Lidnder ihren Handel mit der Sowjetunion
intensivieren, zweitens senkte sich durch Erhohung der Eigenproduktion der
unmittelbar nach dem Kriege sehr grole Bedarf an déanischen landwirtschaft-
lichen Produkten.

Fast alle Preise auf dem Binnenmarkt zogen an. Der sehr begehrte und
stark rationierte Kaffee kostet sogar das Vierfache. In diesem ungiinstigen
Augenblick wurden auch neue Gewerkschaftsforderungen laut: 21 statt 14
Tage Ferien und Funftagewoche bei gleichem Lohn.

So war die Situation zugespitzt, als die amerikanische Anfrage uber
Dénemarks Verteidigungsanstrengungen eintraf. Aullenminister Gustav Ras-
mussen versprach, dal seine Regierung um zwei Sonderbewilligungen er-
suchen werde: innerhalb Zweijahres{rist zusiizliche 300 Millionen Kronen
fir die reguldren Streitkrifte, 100 000 Mann mobilisierbar, und 100 Mil-
lionen fir die zivile Verteidigung. Damit wirde der Wehretat auf 3.6 Pro-
zent vom Nationaleinkommen oder knapp 30 Prozent des Staatsbudgets an-
steigen.

In der Debatte bejahten die Redner aller Parteien den Regierungsvor-
schlag bis auf die Kommunisten, die Radikalen (<«Danemarks Mission: Ver-
mittlung zwischen den Méchteblocks, notfalls fiir Marine und Luftwaffe, aber
gegen grolle Landarmee») und die Einsteuerpartei (<«nochmals Abschaffung
der Militardienstpflicht» ).
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Mit uberwiltigender Mehrheit erfolgte die Annahme. Nur Kommunisten
und Radikale blieben beim Nein. Die Abgeordneten der Einsteuerpartei
iibten Stimmenthaltung.

Heftig wurde die Auseinandersetzung erst, als die Regierung Vorschlige
zur Aufbringung der zusatzlichen Ausgaben unterbreitete. Die indirekten
Steuern (Warensteuern) sollten erhoht werden. Eine Verteidigungssteuer auf
alle Einkommen iiber 10 000 Kronen jahrlich (etwa ein Sechstel der Steuer-
zahler) war geplant sowie eine Zwangsanleihe bei Einkommen iber 50 000
Kronen. Hierbei hitte es sich um eine Fortsetzung des alten Nivellierungs-
schemas gehandelt. Verirgert forderte die Opposition eine gleichmédBigere
Verteilung der neuen Lasten.

Als dann laut Regierungsvorschlag noch etwa ein Fiinftel der Freilisten-
importe erneut unter Kontrolle gestellt werden sollte (Steuerung der Arbeits-
losengefahr) wurden selbst die normalerweise tolerierenden Krifte zur of-
fenen Opposition. Hedtoft demissionierte und forderte die Wihler zur Stel-
lungnahme auf.

Das am Anfang diecscs Artikels veroffentlichte Resultat brachte keine
klare Losung. Immerhin bleibt es beim Status quo, den die ddnische Sozial-
demokratie als giinstig betrachtet. Nach vergeblichen Koalitionsverhandlun-
gen haben die Radikalen Hedtoft ihre prinzipielle Unterstiitzung wieder zu-
gesagt. Damit zerfillt das Parlament in zwei genau gleich starke Gruppie-
rungen (ohne Kommunisten, die weder zum einen noch zum andern Lager
gehoren). Dem geschickten Taktiker Hedtoft diirfte es sicherlich gelingen,
aus der in sich uneinigen Opposition die zur jeweiligen Majoritat notwen-
digen Stimmen herauszubrechen.

Wiederum wird das nicht ohne Kompromisse moglich sein. In einigen
Punkten aber dirfte die sozialdemokratische Minderheitenregierung fest
bleiben:

1. Aufrechterhaltung eines guten Lebensstandards fiir die Massen (an der

Kontrolle ist auch eine besondere Ministerin fiir die Hausfrauen beteiligt).

ka

Politik der Einkommensnivellierung und der Vollbeschiftigung.

3. Ein Sozialprogramm, das im sozialen Musterland Déanemark (auch Schwe-
den hat hier gelernt) das traditionelle Prinzip aufrechterhilt: «Sicherheit
von der Wiege bis zur Bahre.»

430



	Dänemarks Sozialdemokratie regiert weiter

